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333. Verordnung: Ergänzung der Verordnung über die Ermächtigung von Grenzkontrollstellen zur
Sichtvermerkserteilung

334. Verordnung: Vergütungen und Gebühren für die Rechtsanwaltsprüfung

333. Verordnung des Bundesministers für
Inneres vom 5. Juni 1986, mit der die Verord-
nung über die Ermächtigung von Grenzkon-
trollstellen zur Sichtvermerkserteilung ergänzt

wird

Auf Grund des § 29 Abs. 2 des Paßgesetzes 1969,
BGBl. Nr. 422, in der Fassung der BGBl. Nr. 510/
1974, 335/1979 und 135/1986 wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Inneres
vom 27. Jänner 1981,- BGBl. Nr. 71, über die
Ermächtigung von Grenzkontrollstellen zur Sicht-
vermerkserteilung in der Fassung der Verordnun-
gen vom 18. Mai 1982, BGBL Nr. 250, vom
21. April 1983, BGBl. Nr. 266, und vom 12. April
1985, BGBl. Nr. 19, wird wie folgt ergänzt:

Die Grenzkontrollstelle Arnoldstein-Autobahn
wird zur Erteilung von gewöhnlichen Sichtvermer-
ken ermächtigt.

Blecha

334. Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 20. Juni 1986 über die Vergütungen
und Gebühren für die Rechtsanwaltsprüfung

Auf Grund des § 28 des Rechtsanwaltsprüfungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 556/1985, wird im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Finanzen verord-
net:

§ 1. Die Mitglieder der Rechtsanwaltsprüfungs-
kommission erhalten für jeden von ihnen geprüften
Prüfungswerber je Teilprüfung der Rechtsanwalts-
prüfung folgende Vergütung:

1. Vorsitzende, die schriftlich und
mündlich prüfen 1200 S;

2. Vorsitzende, die nur mündlich prü-
fen 700 S;

3. Prüfer, die schriftlich und mündlich
prüfen 1000 S;

4. Prüfer, die nur mündlich prüfen.... 500 S.

§ 2. (1) Die Aufsichtspersonen erhalten für jede
Stunde ihrer Tätigkeit bei den Teilprüfungen der
Rechtsanwaltsprüfung eine Vergütung von 80 S.

(2) Die Schreibkräfte erhalten für ihre Tätigkeit
je Prüfungswerber, dem sie im Rahmen einer Teil-
prüfung der Rechtsanwaltsprüfung beigestellt wer-
den, eine Vergütung von 200 S.

§ 3. (1) Die Prüfungswerber haben für jede Teil-
prüfung der Rechtsanwaltsprüfung vor Einbrin-
gung des Antrags auf Zulassung zur Prüfung eine
Prüfungsgebühr (Justizverwaltungsgebühr) im
Betrag von 3 500 S an das zuständige Oberlandes-
gericht zu entrichten.

(2) Im Fall der Wiederholung einer Teilprüfung
ist die Prüfungsgebühr neuerlich zu entrichten.

(3) Bei Nichtzulassung zur Prüfung oder im Fall
eines spätestens vor Beginn der schriftlichen Prü-
fung erklärten Rücktritts des Prüfungswerbers ist
die Prüfungsgebühr zurückzuzahlen.

§ 4. (1) Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1986 in
Kraft.

(2) Sie ist auf Prüfungen anzuwenden, die nach
Art. I des Rechtsanwaltsprüfungsgesetzes, BGBl.
Nr. 556/1985, abgehalten werden.
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